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Abschnitt I: Grundlagen des Vereins 
 
 
§ 1 Name, Sitz, Farbe, Leitsatz 
 
(1) Der Verein führt den Namen  
Theater- und Karnevalsverein „Blau-Weiß“ Ehrang 1909 e. V. 

 
Er ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht Wittlich unter der Nummer VR 1849 
eingetragen.  
 
(2) Sitz des Vereins ist Trier-Ehrang. 
 
(3) Die Vereinsfarbe ist blau-weiß.  
 
(4) Der Leitsatz lautet: „Durch das Schöne stets das Gute“. 
 
 
§ 2 Zweck des Vereins 

 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.  
 
(2) Zweck des Vereins ist die Pflege des Laientheaterspiels, der traditionellen Ehran-
ger Fastnacht, des Gardetanzsports, der Ehranger Mundart und sonstigen Ehranger 
Brauchtums sowie die Förderung der Jugend- und Seniorenarbeit. 
 
(3) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch Veranstaltungen, die der 
Verein selbst durchführt oder an denen er sich beteiligt, sowie durch die Unterhaltung 
von Tanzgruppen.  
 
(4) Die Änderung des Vereinszwecks, die den Charakter des Vereins berührt, bedarf 
der Zustimmung aller stimmberechtigten Mitglieder (§ 33 Abs. 1 Satz 2 BGB). 
 
 
§ 3 Gemeinnützigkeit, Neutralität  
 
(1) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. 
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins; Auslagen werden 
erstattet. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd 
sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden.  
 
(2) Der Verein ist politisch, konfessionell und ethnisch nicht gebunden.  
 
 
§ 4 Geschäftsjahr 
 
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
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Abschnitt II: Mitglieder 
 
 
§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft 
 
(1) Mitglied des Vereins kann jede Person werden. Über den schriftlichen Antrag mit 
Datenschutzerklärung entscheidet der Vorstand. Bei Kindern und Jugendlichen unter 
16 Jahren ist die Unterschrift eines gesetzlichen Vertreters erforderlich; wenn sie den 
Tanzgruppen beitreten, genügt die Information des Vorstands.  
(2) Besonders verdiente Mitglieder können zu Ehrenmitgliedern und sonstige Perso-
nen, die sich durch besondere Verdienste oder besondere Verbundenheit auszeich-
nen, zu Ehrensenatoren ernannt werden. Über die Ernennung entscheidet der Vor-
stand.  
 
 
§ 6 Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 
(1) Die Mitglieder sind berechtigt, nach Maßgabe von § 11 Abs. 3 an der Mitglieder-
versammlung teilzunehmen und Anträge zu stellen, Anfragen einzubringen, Erinne-
rungen vorzutragen, Wünsche und Anregungen zu äußern. Voraussetzung ist, dass 
keine Rückstände des Mitgliedsbeitrages vorliegen, ansonsten ruht das Stimmrecht 
bis zur vollständigen Zahlung.  
 
(2) Mitglieder sind verpflichtet, die Ziele des Vereins zu fördern, Satzung und Ordnun-
gen des Vereins anzuerkennen und einen Mitgliedsbeitrag zu entrichten, dessen Höhe 
durch die Mitgliederversammlung festgelegt wird. Die Mitglieder sind über jegliche Än-
derung des Beitrags schriftlich zu informieren. Der Vorstand kann Mitglieder von der 
Beitragspflicht befreien, sofern diese ausreichend begründet wird. 
 
(3) Kommt ein Mitglied seinen Verpflichtungen zur Beitragszahlung nicht nach, oder 
teilt dem Verein nicht die aktuelle Bankverbindung mit, so wird zur Deckung und ggf. 
zusätzlich zu den Gebühren einer Rücklastschrift eine Mahngebühr erhoben.  
Diese beträgt für die erste Mahnung:   2,50€ 
für die Zweite:     2,50€ 
Sofern nach der zweiten Mahnung keine vollständige Zahlung geleistet wird, erfolgt 
der Vereinsausschluss mit Kündigung der Mitgliedschaft.  
Der Ausschluss erfolgt nach Beschluss durch den Geschäftsführenden Vorstand.  
Das Mitglied wird über den Ausschluss und die Kündigung der Mitgliedschaft schriftlich 
in Kenntnis gesetzt.  
 
 
§ 7 Ende der Mitgliedschaft 
 
Die Mitgliedschaft endet durch Tod, durch Austritt, durch Streichung aus der Mitglie-
derliste oder durch Ausschluss. Der Austritt ist mit einer Kündigungsfrist von 3 Mona-
ten zum Ende des Geschäftsjahres ohne Angabe von Gründen möglich. Die Kündi-
gung muss schriftlich erfolgen. Die Streichung aus der Mitgliederliste kann auf Be-
schluss des geschäftsführenden Vorstandes vorgenommen werden, wenn ein Mitglied 
seiner Beitragspflicht nach der zweiten Mahnung nicht nachkommt oder wenn es nach 
unbekannt verzogen ist. Ein Mitglied kann bei offensichtlichem oder nachweislich ver-
einsschädigendem Verhalten auf Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausge-
schlossen werden. Das Mitglied ist über den Ausschluss zu unterrichten. Sollte dem 
Verein ein Vermögensschaden entstanden sein, behält der Verein sich vor, rechtliche 
Schritte prüfen zu lassen und durchzuführen.  
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§ 8 Datenschutz 
 
Die für den Verein geltenden Bestimmungen des Datenschutzes sind in der „Anlage 
Datenschutz“ festgelegt, die Bestandteil dieser Satzung ist.  
 
 
 
 

Abschnitt III: Organe des Vereins 
 

 
§ 9 Organe des Vereins 
 
Organe des Vereins sind 
 
a) die Mitgliederversammlung 
 
b) der geschäftsführende Vorstand  
 
c) der erweiterte Vorstand 
 
 

Unterabschnitt III A: Mitgliederversammlung 
 
 
§ 10 Jahreshauptversammlung 
 
(1) In jedem Jahr findet eine ordentliche Mitgliederversammlung (Jahreshauptver-
sammlung) statt. Die Einladung soll im ersten Halbjahr erfolgen. Zeit, Ort und Tages-
ordnung der Versammlung werden vom Vorstand festgelegt. 
  
(2) Die Mitgliederversammlung kann auch im Wege der elektronischen Kommunikation 
(z.B. per Telefon- oder Videokonferenz) oder in einer gemischten Versammlung aus 
Anwesenden und Videokonferenz/anderen Medien/Telefon durchgeführt werden. Ob 
die Mitgliederversammlung in einer Sitzung oder im Wege der elektronischen Kommu-
nikation oder in einer gemischten Versammlung aus Anwesenden und Videokonfe-
renz/anderen Medien/Telefon durchgeführt wird, entscheidet der Vorstand.  
 
(3) Die Mitgliederversammlung nimmt den Geschäftsbericht des geschäftsführenden 
und erweiterten Vorstands (zusammen Gesamtvorstand) seit der letzten Versamm-
lung, den Kassenbericht des Schatzmeisters für das abgelaufene Geschäftsjahr und 
den Prüfungsbericht der Kassenprüfer entgegen. Sie beschließt über die Entlastung 
des geschäftsführenden und erweiterten Vorstands. 
 
(4) Die Mitgliederversammlung beschließt über den Erwerb von Immobilien und über 
die Aufnahme von Krediten für Investitionen sowie über sonstige Angelegenheiten, die 
ihr vom geschäftsführenden oder erweiterten Vorstand vorgelegt werden. 
 
(5) Die Mitgliederversammlung wählt gleichzeitig mit dem Vorstand zwei Kassen-prüfer 
und zwei Ersatzkassenprüfer, die dem Vorstand nicht angehören dürfen.  
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§ 11 Einladung, Niederschrift, Stimmrecht 
 
(1) Der 1. Vorsitzende lädt schriftlich unter Angabe von Zeit, Ort und Tagesordnung 
zur Mitgliederversammlung ein und leitet sie. Zwischen Zugang der Einladung und Sit-
zungstag sollen mindestens vierzehn volle Kalendertage liegen. Ist der 1. Vorsitzende 
verhindert, gilt die Reihenfolge der Vertretung nach § 13 Abs.2. Ist die Vertretung nach 
Satz 3 nicht möglich, lädt der Gesamtvorstand ein; die Mitgliederversammlung wählt 
zu Beginn einen Versammlungsleiter.  
 
(2) Über jede Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu erstellen, die vom Ver-
sammlungsleiter und vom Schriftführer zu unterzeichnen ist. Sie muss mindestens An-
gaben über Zeit und Ort der Versammlung, die Namen der Teilnehmer, die behandelte 
Tagesordnung und den Wortlaut der gefassten Beschlüsse enthalten. 
 
(3) Soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, fasst die Mitgliederversamm-
lung ihre Beschlüsse offen mit der Mehrheit der gültigen Stimmen der anwesenden 
Mitglieder. Stimmenthaltungen zählen bei der Feststellung der Stimmenmehrheit nicht 
mit. Geheime Abstimmung kann unter Angabe von Gründen beantragt werden. Stimm-
berechtigt ist jedes Mitglied ab vollendetem 16. Lebensjahr. Jedes stimmberechtigte 
Mitglied kann einen Antrag zur Mitgliederversammlung stellen. Der Antrag soll spätes-
tens am dritten Tage vor dem Versammlungstag schriftlich bei demjenigen eingegan-
gen sein, der zu der Mitgliederversammlung eingeladen hat.  
 
(4) Der Vorstand kann Beschlüsse der Mitgliederversammlung auch im schriftlichen 
Verfahren einholen. Beschlüsse im schriftlichen Verfahren sind angenommen, wenn 
mindestens 30 Prozent der stimmberechtigten Mitglieder schriftlich zustimmen.  
 
§ 12 Außerordentliche Mitgliederversammlung 
 
Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es das Interesse 
des Vereins erfordert und der Gesamtvorstand die Einberufung mit Dreiviertelmehrheit 
beschließt oder wenn mindestens 10 Prozent der stimmberechtigten Vereinsmitglieder 
die Einberufung unter Angabe des Zweckes und des Grundes verlangen. § 11 gilt ent-
sprechend. Die außerordentliche Mitgliederversammlung ist als Präsenzveranstaltung 
durchzuführen, soweit dies mit dem Beschluss verbunden oder mit dem Verlangen 
beantragt wird.  
 

Unterabschnitt III B: Vorstand 
 
§ 13 Vorstandsmitglieder 
 
(1) Der Vorstand besteht aus 
dem 1. Vorsitzenden  
dem 2. Vorsitzenden  
dem Geschäftsführer 
dem Schatzmeister  
dem Schriftführer  
dem Präsidenten  
dem Vizepräsidenten  
dem Jugend- und Tanzgruppenleiter 
dem Technischen Leiter  
dem Organisationsleiter 
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(2) Der 1. Vorsitzende, der 2. Vorsitzende, der Geschäftsführer und der Schatzmeister 
bilden den geschäftsführenden Vorstand nach § 26 BGB. Jedes Mitglied des ge-
schäftsführenden Vorstandes ist einzelvertretungsbefugt und kann somit den Verein 
gerichtlich und außergerichtlich vertreten.  
 
(3) Der Vorstand bestimmt die Richtlinien der Vereinspolitik nach Maßgabe der Best-
immungen dieser Satzung und der Beschlüsse der Mitgliederversammlung. Er ent-
scheidet über alle Angelegenheiten, soweit sie nicht in die Zuständigkeit der Mitglie-
derversammlung, des geschäftsführenden Vorstandes oder eines einzelnen Vor-
standsmitgliedes im Rahmen der Verwaltung seines Geschäftsbereiches fallen. Der 
Geschäftsbereich der Vorstandsmitglieder ergibt sich aus der Natur des Postens, der 
Geschäftsordnung oder wird vom geschäftsführenden Vorstand festgelegt. Der Vor-
stand kann einen Vereinsarchivar berufen.  
 
 
§ 14 Vorstandswahl 
 
(1) Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung regulär für die 
Dauer von zwei Jahren gewählt. Die Amtszeit endet am Tag der Neuwahl. Gewählt 
werden kann nur, wer das 18. Lebensjahr vollendet hat und Mitglied des Vereins ist. 
Der Gewählte muss erklären, dass er die Wahl annimmt. Die Vorstandsmitglieder üben 
ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus.  
 
(2) Die Vorstandsmitglieder werden einzeln per Akklamation gewählt, soweit die Vor-
geschlagenen mit diesem Verfahren einverstanden sind. Liegt mehr als ein Vorschlag 
für einen Vorstandsposten vor, muss geheim mittels Stimmzettel abgestimmt werden. 
Der gesamte Vorstand oder mehrere Vorstandsmitglieder können auf Beschluss der 
Mitgliederversammlung en bloc per Akklamation gewählt werden, wenn für jeden Vor-
standsposten nur ein Vorschlag vorliegt und die Vorgeschlagenen damit einverstanden 
sind.  
 
(3) Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, kann der geschäftsführende Vorstand 
den Posten bis zur nächsten Mitgliederversammlung kommissarisch besetzen. 
 
 
§ 15 Vorstandssitzungen 
 
(1) Der 1. Vorsitzende lädt schriftlich unter Angabe von Zeit, Ort und Tagesordnung 
zur Vorstandssitzung ein. Dem 1. Vorsitzenden obliegt die Leitung der Sitzung. Ist die-
ser verhindert, gilt die Reihenfolge unter § 13 Abs. 2 Z.1 (2. Vorsitzender; Geschäfts-
führer; Schatzmeister). Die Vorstandssitzungen finden nach Bedarf, mindestens je-
doch alle drei Monate statt.  
 

(2) Über jede Vorstandssitzung ist eine Niederschrift zu erstellen, die vom Sitzungslei-
tenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen ist. Sie muss mindestens Angaben 
über Zeit und Ort der Sitzung, die Namen der Teilnehmer, die behandelte Tagesord-
nung und den Wortlaut der gefassten Beschlüsse enthalten. Wichtige Wortmeldungen 
der Teilnehmer sollen festgehalten werden.  
 

(3) Der Vorstand kann seine Beschlüsse offen mit der Mehrheit der Stimmen der an-
wesenden Mitglieder fassen. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die 
Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Der geschäftsführende Vorstand legt fest, bis zu 
welcher Höhe die Vorstandsmitglieder für Anschaffungen ausgabeberechtigt sind. 
Über wichtige Anschaffungen entscheidet der Gesamtvorstand in dringenden Fällen 
der geschäftsführende Vorstand.  
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(4) Der Vorstand kann Beschlüsse auch schriftlich, telefonisch, per E-Mail, in einer 
Videokonferenz oder in einer gemischten Sitzung aus Präsenz und Videokonfe-
renz/anderen Medien/Telefon fassen, wenn nicht mindestens die Hälfte der Mitglieder 
des Gesamtvorstands diesem Verfahren widersprechen. Unabhängig von der Art der 
Beschlussfassung sind alle gefassten Beschlüsse und die Art der Beschlussfassung 
schriftlich in einer Niederschrift festzuhalten. 
 
(5) Der erweiterte Vorstand und der geschäftsführende Vorstand geben sich eine      
Geschäftsordnung.  

 
 

Abschnitt IV: Schlussbestimmungen 
 
 
§ 16 Haftungsausschluss 
 
Der Verein haftet seinen Mitgliedern und Dritten gegenüber und der Vorstand dem 
Verein gegenüber nur für vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachte Schäden.  
 
§ 17 Änderung der Satzung 
 
Die Vereinssatzung und ihre Änderung werden von der Mitgliederversammlung mit 
Dreiviertelmehrheit beschlossen. Der Vorstand ist berechtigt, redaktionelle Änderun-
gen oder solche, die behördlicherseits angeordnet werden, vorzunehmen. Die Mitglie-
der sind über die Änderungen zu informieren.  
 
§ 18 Auflösung des Vereins 
 
Die Auflösung des Vereins kann nur in einer außerordentlichen Mitgliederversamm-
lung mit Dreiviertelmehrheit beschlossen werden. Die Versammlung bestellt gleichzei-
tig drei Liquidatoren. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Stadt Trier, die es unmittelbar und aus-
schließlich für die Förderung kultureller Zwecke oder für die Förderung der Jugendar-
beit im Stadtteil Ehrang/Quint zu verwenden hat.  
 
§ 19 Inkrafttreten der Satzung 
 
Diese Änderung der Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 19.Juni 
2026 beschlossen. Sie tritt gem. § 71 Abs. 1 Satz 1 BGB mit der Eintragung in das 
Vereinsregister in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung in der Fassung vom 05. Juli 2024 
außer Kraft. 

 

 
 
 
 
 

Fabian Erang 
1. Vorsitzender 
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Anlage Datenschutz 
Diese Datenschutzerklärung beinhaltet die „Informationspflicht bei Erhebung perso-
nenbezogener Daten bei der betroffenen Person“ gemäß Art. 13 Datenschutzgrund-
verordnung (DSGVO) im Theater- und Karnevalsverein „Blau-Weiß“ Ehrang 1909 e. 
V.  
 
1. Der Verein verarbeitet personenbezogene Daten seiner Mitglieder in automatisierter 
und nicht automatisierter Form. Zur Verarbeitung gehören: Erheben, Erfassen, Ord-
nen, Speichern, Verwenden, Übermitteln, Verbreiten, Ändern und Löschen. Nach Art 
6, Abs. 1, lit. b) DSGVO ist die Verarbeitung personenbezogener Daten rechtmäßig, 
wenn diese für die Erfüllung eines Vertragsverhältnisses – hier: Mitgliedschaft im Ver-
ein – erforderlich sind. 
 
2. Verantwortliche Stelle für die Datenverarbeitung ist der geschäftsführende Vorstand 
gemäß § 13 Absatz 2 der Vereinssatzung, erreichbar unter datenschutz@blau-weiss-
ehrang.de oder unter der Anschrift des Vereins. 
 
3. Mit dem Beitritt eines Mitglieds nimmt der Verein folgende personenbezogene Daten 
auf: Name, Vorname, Anschrift, Geburtsdatum, Telefonnummer(n), E-Mail-Adresse 
(falls vorhanden) und Bankverbindung (freiwillig). Diese Daten werden zum Zwecke 
der Mitgliederverwaltung einschließlich des Beitragseinzuges in dem vereinsinternen 
EDV-System unter Zuteilung einer Mitgliedsnummer gespeichert und Vorstandsmit-
gliedern soweit zur Kenntnis gegeben, wie diese sie für ihre Aufgabenerfüllung benö-
tigen. Daten werden durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen 
vor der Kenntnisnahme durch außenstehende Dritte geschützt. 
 
4. Für die Aufnahme weitere personenbezogene Daten, z. B. im Zusammenhang mit 
Ehrungen, Jubiläen oder ähnlichen Anlässen und für solche, die in den Vereinspubli-
kationen und Online-Medien veröffentlicht werden sollen, ist eine schriftliche Einver-
ständniserklärung des Vereinsmitglieds unter Beachtung von Art. 7 DSGVO notwen-
dig. Dazu ist ein entsprechendes Formblatt des Vereins vom Mitglied zu unterschrei-
ben. Die Entscheidung zur Erhebung weiterer personenbezogener Daten oder zur Ver-
öffentlichung von Daten trifft das Mitglied freiwillig. Das Einverständnis kann das Mit-
glied jederzeit ohne nachteilige Folgen mit Wirkung für die Zukunft in Textform gegen-
über der verantwortlichen Stelle für die Datenverarbeitung (s. 2.) widerrufen.  
 
5. Als Mitglied von Dachorganisationen, Interessengemeinschaften oder sonstigen ju-
ristischen Personen kann der Verein verpflichtet sein, diese personenbezogenen Da-
ten seiner Mitglieder zu übermitteln.  
 
6. Bei Ende der Mitgliedschaft werden die personenbezogenen Daten gelöscht, soweit 
sie für die Mitgliederverwaltung oder für Archivzwecke nicht mehr benötigt werden.  
 
7. Die Vereinsmitglieder haben, soweit nicht Art. 6 Abs. 1 DSGVO (s. o.) betroffen ist, 
nach Art. 15 ff. DSGVO das Recht auf Auskunft über ihre gespeicherten Daten, auf 
deren Berichtigung und Löschung, auf eine Einschränkung der Verarbeitung sowie auf 
Widerspruch gegen die Verarbeitung oder Übermittlung ihrer Daten. Die Geltendma-
chung solcher Rechte hat an die verantwortliche Stelle für die Datenverarbeitung (s. 
2.) zu erfolgen. 

8. Die Vereinsmitglieder haben ein Beschwerderecht bei der zuständigen Landesda-
tenschutzbehörde. Das ist in Rheinland-Pfalz der Landesbeauftragte für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit in Mainz, Homepage: www.datenschutz.rlp.de. 


